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Abbildung 22: Zuwanderungsvorlagen nach Quartiertyp. Stadt Zürich. 

 

Quelle: Bundesamt für Statistik. Darstellung: sotomo/UZH 

Immer unterdurchschnittlich war die Skepsis gegenüber der Zuwanderung in den geho-
benen Bürgerquartieren (Zürichberg, Enge usw.). Anders als in den reichen Bürgergemein-
den im Agglomerationsgürtel hat die Öffnungsorientierung hier seit den 1990er-Jahren 
weiter zugenommen. Dies zeigt, dass sich auch die bürgerlichen, traditionell freisinnig 
geprägten Stadtquartiere verändert haben. Während das weltoffen-bürgerliche Profil der 
reichen Gemeinden in der Agglomeration an Prägnanz verloren hat, hat es sich in den 
kernstädtischen Villenquartieren akzentuiert. 

Den dritten Quartiertyp bilden die Arbeiter- und Kleinbürgerquartiere am Stadtrand. In 
Zürich liegen diese Quartiere im Westen und Norden der Stadt (Schwamendingen, Altstet-
ten usw.). Anders als die zentrumsnahen Arbeiterquartiere standen diese lange Zeit nicht 
im Fokus der neuen urbanen Milieus. Vielmehr wurden sie zu Ausweichstandorten für (aus-
ländische) Personen aus dem Arbeitermilieu, die von der Innenstadt wegzogen. Wie die 
rote Linie in Abbildung 22 zeigt, akzentuierte sich in der Folge zunächst die Zuwande-
rungsskepsis. Spätestens seit den Nullerjahren folgte jedoch der Gegentrend. Bei der MEI 
stimmten die Stadtarbeiterquartiere erstmals deutlich zuwanderungsfreundlicher als die 
Schweiz als Ganzes. Dies zeigt, dass die «Städter aus Überzeugung» auch diese Quartiere 
erreicht haben und sie einen zunehmend urbanen Charakter entwickeln. 

In Abbildung 23 sind die Zürcher Stadtkreise einzeln dargestellt (soweit es aufgrund der 
Datenlage möglich ist). Das Diagramm kontrastiert die erste Zuwanderungsvorlage mit der 
bisher letzten. In der Vertikalen ist die Zustimmung zur Schwarzenbach-Initiative (1970) 
der Stadtkreise dargestellt, in der Horizontalen die Zustimmung zur MEI. Dramatisch ist der 
Einstellungswandel in den Kreisen 4 und 5 (Aussersihl und Industriequartier). 1970 war hier 
die Zustimmung zur Schwarzenbach-Initiative mit 61 Prozent grösser als in allen anderen 
Teilen der Stadt. 44 Jahre später haben die beiden Kreise ihre Haltung ins Gegenteil ver-
kehrt. Nur 21 Prozent stimmten in diesem Zählkreis für die MEI. In der gesamten Schweiz 
war die Zustimmung einzig in Lussy-sur-Morges mit 19 Prozent noch tiefer. 
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Abbildung 23: Schwarzenbach-Initiative / MEI im Vergleich. Zählkreise Zürich und Genf 

 

Quelle: Bundesamt für Statistik. Darstellung: sotomo/UZH 

Die Genfer Zählkreise sind wesentlich kleiner als die Zürcher. Dennoch kommt ihr politi-
sches Profil weniger akzentuiert zum Ausdruck. Die Zustimmung zur MEI liegt in einem 
relativ schmalen Band zwischen 32 (Cité-Rive) und 44 Prozent (Servette – Grand-Pré). Bei 
der Schwarzenbach-Initiative war die Spannbreite noch wesentlich grösser (21 bis 54 Pro-
zent). Es ist vor allem die Polarisierung zwischen Arbeiter- und Bürgerquartieren, die in 
Genf abgenommen hat. Weit weniger ausgeprägt als in Zürich ist der Profilwandel der 
Gentrifier-Quartiere. Diese Charakteristiken spiegeln sich auch in der Längsschnittdarstel-
lung von Abbildung 24.  

Abbildung 24: Zuwanderungsvorlagen nach Quartiertyp. Stadt Genf. 

 

Quelle: Bundesamt für Statistik. Darstellung: sotomo/UZH 
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Das sozialräumliche Profil 
Die Siedlungsstruktur ist durch den Stadt-Land-Gegensatz geprägt und sie ist durch sozia-
le Spannungsfelder charakterisiert. Wohlhabende konzentrieren sich an anderen Orten als 
Einkommensschwache. Sozialräumliche Segregation gibt es in jeder grösseren Gemeinde. 
Villen und Blockwohnungen finden sich in unterschiedlichen Quartieren. Vor allem in den 
grossen Agglomerationen existiert eine sozialräumliche Segregation auch zwischen gan-
zen Gemeinden. Mit der Einteilung der Gemeinden der Grossagglomerationen nach Sozi-
alstatus lässt sich untersuchen, wie sich die gesellschaftlichen Schichten seit 1970 zur Zu-
wanderungsfrage stellen. 

Bereits im Regressionsmodell (vgl. Abbildung 11) zeigte sich, dass Gemeinden mit höhe-
rem Durchschnittseinkommen leicht über der Erwartung für die MEI gestimmt haben. Ein 
um 8000 Franken höheres Durchschnittseinkommen, liess die Zustimmung zur MEI, unter 
sonst gleichbleibenden Bedingungen, um 0,3 Prozent steigen. Der Effekt ist statistisch klar 
signifikant und zugleich bemerkenswert gering. Der Effekt gilt ausserdem nur in Bezug auf 
die Kontrollvariablen. Reichere Gemeinden stimmen insgesamt migrations- und öffnungs-
freundlicher als ärmere. 

Abbildung 25: Zuwanderungsvorlagen nach sozialräumlichem Profil. Deutschschweiz. 

 

Quelle: Bundesamt für Statistik. Darstellung: sotomo/UZH 

In Abbildung 25 sind die Statustypen der Deutschschweiz dargestellt. Erwartungsgemäss 
stimmen die statustiefen Gemeinden zuwanderungsskeptischer als die statushohen. Ins-
gesamt zeigt sich der sozialräumliche Gegensatz als weit stabiler als der Stadt-Land-
Gegensatz. Bei sämtlichen Zuwanderungsvorlagen öffnete sich ein ähnlicher Statusgra-
ben. 

Abbildung 26: Zuwanderungsvorlagen nach sozialräumlichem Profil. Romandie. 
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Quelle: Bundesamt für Statistik. Darstellung: sotomo/UZH 

Dennoch können leichte Verschiebungen ausgemacht werden, die mit dem Regressions-
modell korrespondieren: Die reichen, statushohen Gemeinden weichen nicht mehr so 
stark vom Deutschschweizer Mittel ab wie in den frühen 1970er-Jahren. Sie haben einen 
Teil ihrer spezifischen Zuwanderungsfreundlichkeit verloren. Werden nur die Abstimmun-
gen, die mit der Personenfreizügigkeit in Bezug stehen, verglichen, fällt auf, dass sich das 
Profil der statustiefen und der statushohen Gemeinden parallel bewegt hat. Die Zuwande-
rungsskepsis ist in den Villen- und Arbeitergemeinden in ähnlichem Mass gestiegen. Alle 
Zonen des Gürtels der Grossagglomerationen haben sich bewegt. Der konservative Trend 
bezieht sich also auf den suburbanen Raum und nicht spezifisch auf die reichen Zonen 
dieses Raums. 

In der französischen Schweiz zeigt sich dieselbe Grundstruktur (vgl. Abbildung 26). Die 
statustiefen Gemeinden der grossen Agglomerationen haben bei jeder Zuwanderungsvor-
lage zuwanderungsskeptischer gestimmt als die Romandie als Ganzes. Bemerkenswert ist 
jedoch der Stimmungsumschwung zwischen PFZ 2009 und der MEI. Die Arbeitergemein-
den haben sich nahezu zum Durchschnitt der französischen Schweiz bewegt. Trotz stei-
genden Wohnungspreisen und trotz Konkurrenz durch Grenzgänger/innen haben die 
frankophonen Arbeitergemeinden ihr migrationsskeptisches Profil weitgehend verloren.  

Unterschiede bestehen nicht nur zwischen den Sprachregionen, sondern auch zwischen 
den einzelnen Agglomerationen, wie Abbildung 27 zeigt. Im Züricher Ballungsraum ist der 
sozialräumliche Graben in der Zuwanderungsfrage seit 2005 kleiner geworden. Während 
die statustiefen Gemeinden ihre Position gehalten haben, haben sich die statushohen dem 
Schweizer Durchschnitt angenähert. Dies kann als Indiz dafür gelesen werden, dass im 
besonders stark von der neuen Zuwanderung betroffenen Zürcher Ballungsraum in den 
reichen Vororten ein Stimmungswandel stattgefunden hat. Das Gegenstück dazu sind die 
Agglomerationen Basel und Bern. Hier haben sich die Statustypen parallel nach oben be-
wegt. Im Quervergleich der drei grossen Deutschschweizer Agglomerationen ist das Mus-
ter allerdings ein anderes. Es sind die statushohen Gemeinden Berns, die besonders stark 
an Zuwanderungsskepsis zugelegt haben und nicht die Zürcher. Es sind die statustiefen 
und nicht die statushohen Gemeinden Zürichs, die sich nicht im Deutschschweizer Trend 
bewegt haben. 
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Abbildung 27: Ablehnung PFZ / Zustimmung MEI nach sozialräumlichem Profil. Fünf Agglomerationen. 

 

Quelle: Bundesamt für Statistik. Darstellung: sotomo/UZH 

Wie dem Regressionsmodell entnommen werden kann, lag die MEI-Zustimmung der ein-
kommensstarken Gemeinden leicht über der Erwartung. Das Regressionsmodell und die 
Zeitachsenvergleiche auf den letzten Seiten zeichnen ein Bild, das sich wie folgt zusam-
menfassen lässt: Im Gürtel der grossen Agglomerationen kann ein Trend zu konservative-
ren Stimmentscheiden festgestellt werden. Dieser ist in reicheren Gemeinden etwas aus-
geprägter und auch dort, wo der Anteil Ausländer/innen vor einigen Jahren noch sehr tief 
war und seither rasch am steigen ist. Dieser Trend beschränkt sich nicht auf die MEI – es ist 
ein allgemeiner Einstellungswandel, der sich seit Beginn der Nullerjahre manifestiert. Das 
veränderte Verhältnis zu Europa und neue Zuwanderung tragen aber womöglich zu die-
sem Einstellungswandel bei. 

Grenz- und Binnenregionen  
Es ist naheliegend, die ausgeprägte Skepsis gegen die Personenfreizügigkeit in der italieni-
schen Schweiz auf die exponierte Grenzlage zurückzuführen. Dies wiederum lässt es nahe-
liegend erscheinen, dass Grenz- und Binnenregionen generell unterschiedlich auf die Zu-
wanderungsfrage reagieren. Gemäss Regressionsmodell (vgl. Abbildung 11) existiert aller-
dings kein solcher Effekt. Unter sonst gleichbleibenden Bedingungen haben Grenzregio-
nen der MEI nicht stärker zugestimmt als Binnenregionen.  

In Abbildung 28 ist die verwendete Einteilung nach Grenz- und Binnenregionen darge-
stellt. Es wurde hierfür ein 15 Kilometerkorridor gezogen. Als Grenzregionen gelten dabei 
nur solche, die durch eine grosse Verkehrsachse (Strasse, Zug, Schiff) mit dem benachbar-
ten Ausland verbunden sind. 
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Abbildung 28: Grenz- und Binnenregionen nach Sprachregionen. 

 

Quelle: Bundesamt für Statistik. Darstellung: sotomo/UZH 

Der Gegensatz Grenz- vs. Binnenregion hat sich nicht auf die MEI-Zustimmung ausgewirkt. 
Überhaupt kann zumindest bei Zuwanderungsvorlagen nicht von einem Gegensatz der 
beiden Raumtypen gesprochen werden. Die Zustimmung zu entsprechenden Abstim-
mungsvorlagen lag in den letzten 44 Jahren immer auf annähernd demselben Niveau und 
zwar sowohl in der Deutschschweiz wie auch in der Romandie (vgl. Abbildung 29). Die 
Abweichungen beliefen sich auf maximal 5 Prozentpunkte. Die Binnenregionen stimmten 
tendenziell etwas zuwanderungsskeptischer.  

Abbildung 29: Zuwanderungsvorlagen nach Grenz- und Binnenregionen. Deutschschweiz und Romandie 

 

 

Quelle: Bundesamt für Statistik. Darstellung: sotomo/UZH 
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Die Ablehnung der Personenfreizügigkeit ist in der italienischen Schweiz deutlich grösser 
als in den anderen Sprachregionen. Wie Abbildung 30 sichtbar macht, ist die PFZ-
Ablehnung innerhalb der italienischen Schweiz in den weiter von der Grenze entfernten 
Gemeinden grösser als in den Grenzregionen. Dieser Unterschied ist eine Folge der Sied-
lungsstruktur. Die urbanen Zonen liegen vor allem im grenznahen Süden des Kantons 
Tessin und städtische Regionen stimmen eher zuwanderungsfreundlich. Wird dies berück-
sichtig, verschwindet der Gegensatz, er kehrt sich aber nicht ins Gegenteil.  

Das Tessin und die italienischsprachige Schweiz insgesamt werden gerne als Zeugen für 
die Rolle der Betroffenheit bei der Ablehnung der Personenfreizügigkeit und Zustimmung 
zur MEI herangezogen. Doch innerhalb dieses Landesteils sind die exponierten Grenzregi-
onen nicht PFZ-skeptischer als die etwas stärker geschützten Binnenregionen. Dies bestä-
tigt einen Befund, der bereits auf Basis des Regressionsmodells gezogen werden konnte. 
Die direkte Betroffenheit spielt für das Abstimmungsverhalten kaum eine Rolle, der gesell-
schaftliche politische Diskurs über die Zuwanderung jedoch sehr wohl und dieser Diskurs 
orientiert sich durchaus an Fakten. Im kritischen PFZ-Diskurs der italienischen Schweiz 
spiegeln sich spezifische Problemfelder und diese werden durch die Stimmenden rezipiert. 
Konkrete Unterschiede in der persönlichen Betroffenheit sind daneben verblüffend wir-
kungslos.  

Abbildung 30: Ablehnung PFZ / Zustimmung MEI. Grenz- und Binnenregionen nach Sprachregion. 

 

Quelle: Bundesamt für Statistik. Darstellung: sotomo/UZH 
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6 Stimmbeteiligung und Mobilisierung  

Die Abstimmung zur Masseneinwanderungsinitiative mobilisierte die Stimmbevölkerung. 
56,6 Prozent nahmen an der Abstimmung vom 9. Februar 2014 teil. Die durchschnittliche 
Stimmbeteiligung seit 2000 bei eidgenössischen Vorlagen liegt bei 45,7 Prozent. Die Betei-
ligung lag somit um 10 Prozentpunkte über dem Durchschnitt der vergangenen 14 Jahre. 
Der Mobilisierungsschub war flächendeckend: Wie Abbildung 31 zeigt, lag bei der MEI die 
Stimmbeteiligung in jedem Bezirk über dem Durchschnitt. Auffällig ist die starke Zunahme 
in den Kantonen Glarus, Appenzell Innerrhoden, Aargau und Fribourg. 

Abbildung 31: Stimmbeteiligung MEI im Vergleich zum Durchschnitt. 

 

Quelle: Bundesamt für Statistik. Darstellung: sotomo/UZH 

Insgesamt war die Stimmbeteiligung nur an zwei Abstimmungsterminen seit der histori-
schen EWR-Abstimmung vom 9. Dezember 1992 grösser als bei der MEI. Damals nahmen 
79 Prozent teil. Seither war sie am 3. März 2002 am grössten als 58 Prozent sich zum UNO-
Beitritt und einer Volksinitiative zur Senkung der Arbeitszeit äusserten. Am 6. Mai 2005 
nahmen 57 Prozent an der Abstimmung zu den Abkommen über Schengen/Dublin und 
dem Partnerschaftsgesetz teil. Gleich gross wie am 9. Februar 2014 war die Stimmbeteili-
gung schliesslich am 3. April 2001. Damals stand die Initiative «Ja zu Europa» im Fokus und 
56 Prozent nahmen teil. Aussenpolitische Vorlagen, die mit einer Übertragung von Kompe-
tenzen an supranationale Strukturen verbunden sind, mobilisieren offenkundig am stärks-
ten. Migrationsthemen mobilisieren ebenfalls stark, die Spitzenwerte bezüglich Stimmbe-
teiligung liegen jedoch zirka 3 bis 4 Prozentpunkte tiefer. Am meisten mobilisierten die 
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Minarett-Initiative 2009 und die «Erleichterte Einbürgerung» 2004 mit je 54 Prozent sowie 
die Ausschaffungsinitiative (2010) mit 53 Prozent.  

Wie in den ersten Kapiteln gezeigt wurde, ist die MEI von der Stimmbevölkerung primär als 
Migrationsvorlage interpretiert worden. Bezüglich Stimmbeteiligung lag die MEI bei einen 
Wert, den sonst nur aussenpolitische (Souveränitäts-)Vorlagen erreichen. Wie gezeigt wird, 
war diese sehr grosse Mobilisierung für den Ausgang der Abstimmung nicht unerheblich. 

Faktoren der Mobilisierung 
Die Stimmbeteiligung in den einzelnen Gemeinden bildet die Grundlage für die Analyse 
der Mobilisierung. Die Unterschiede in der Stimmbeteiligung zwischen den Gemeinden 
können dazu eingesetzt werden, die Einflussfaktoren auf die Mobilisierung zu bestimmen. 
War die Stimmbeteiligung in von Zuwanderung und schnellem Wachstum stark betroffe-
nen Gemeinden überdurchschnittlich gross? Wie wirkte sich die politische Grundorientie-
rung auf die Stimmbeteiligung aus? Konnten Gegner oder Befürworter der Initiativen in 
ihren Hochburgen besser mobilisieren? 

Abbildung 32: Durchschnittliche Stimmbeteiligung 2010-2013 / MEI-Beteiligung im Vergleich 

 

Quelle: Bundesamt für Statistik. Darstellung: sotomo/UZH 

Abbildung 32 zeigt die MEI-Beteiligung im Vergleich zur durchschnittlichen Stimmbeteili-
gung in den Gemeinden. Die beiden Variablen korrelieren. Die MEI-Stimmbeteiligung war 
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dort hoch, wo auch sonst die Beteiligung überdurchschnittlich ist. Auffällig sind zwei Aus-
reisser. Basel und das ebenfalls zum Kanton Basel-Stadt gehörende Riehen. Die Stimmbe-
teiligung lag hier nur wenig über dem Durchschnitt. Wie in Abbildung 20 gezeigt, stimmt 
Basel migrationsskeptischer als die anderen Grossstädte. Der Graben vergrösserte sich 
allerdings nicht bei der MEI. Die vergleichsweise grosse Stimmabstinenz in Basel deutet 
auf eine mögliche Entscheidungsunsicherheit bei der Stimmbevölkerung. Latente Sympa-
thien zur Vorlage standen womöglich wirtschaftlichen Bedenken oder Skepsis gegenüber 
dem Absender der Vorlage gegenüber.  

Die systematische Analyse der Mobilisierungsfaktoren beruht auf demselben Verfahren 
wie die Analyse der Faktoren der Zustimmung zur MEI (vgl. Kapitel 4). Mit einem linearen 
Regressionsmodell kann untersucht werden, welche unabhängigen Variablen sich auf po-
sitiv oder negativ auf die Stimmbeteiligung auswirken. Es werden dieselben unabhängi-
gen Variablen ins Modell integriert wie bei der Zustimmungsanalyse. 

Abbildung 33: Umfassendes Regressionsmodell der MEI-Stimmbeteiligung  

 

Quelle: Bundesamt für Statistik. Analyse und Darstellung: sotomo/UZH 
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Zusätzlich wird die «durchschnittliche Stimmbeteiligung 2000-2013» als Kontrollvariable 
integriert. Damit messen die anderen Variablen nicht die ohnehin bestehenden Unter-
schiede in der Stimmbeteiligung, sondern die spezifische Mobilisierung der MEI. Dies ent-
spricht den Abweichungen von der Diagonalen in Abbildung 32. Zur besseren Vergleich-
barkeit der einzelnen Einflussfaktoren wurden diese standardisiert. D.h. eine Zunahme des 
Variablenwerts um eine Standardabweichung erhöht oder senkt die Stimmbeteiligung um 
den in Abbildung 33 dargestellten Prozentpunktwert.  

Der grösste Anteil an der Stimmbeteiligung vom 9. Februar 2014 wird erwartungsgemäss 
durch die durchschnittliche Stimmbeteiligung in den entsprechenden Gemeinden erklärt. 
Eine um 5,5 Prozentpunkte höhere Durchschnittsbeteiligung (=Standardabweichung) 
führt zu einer um 4,3 Prozentpunkt höheren MEI-Beteiligung. Eine überdurchschnittliche 
Mobilisierung gab es in der italienischen Schweiz, wo die Beteiligung um 1,6 Prozentpunk-
te höher lag als erwartet. Das in Abbildung 33 dargestellte Regressionsmodell zeigt eine 
Reihe signifikanter und zugleich eher kleiner Effekte. Dämpfend auf die MEI-
Stimmbeteiligung wirken folgende Kontextfaktoren: Grenzgebiet, Ausländeranteil (EU 
Nord & Welt Süd), Zunahme Welt Nord sowie die Bevölkerungsdichte. Ein positiver Effekt 
geht vom Durchschnittseinkommen und vom Bevölkerungswachstum aus.  

Auch die Grundhaltungsvariablen haben einen Einfluss auf die MEI-Stimmbeteiligung. 
Gemeinden mit einer stärkeren Öffnungsorientierung (Öffnungsindex) hatten eine tiefere 
Stimmbeteiligung als erwartet. Zugleich hatte sich jedoch auch die Skepsis gegenüber 
Fremden (Fremdenindex) eine dämpfende Wirkung. Vom ersten profitierten eher die Be-
fürworter der Initiative, vom zweiten die Gegner. Doch welcher Effekt ist stärker? Das auf 
drei Variablen reduzierte Regressionsmodell in Abbildung 34 gibt die Antwort. 

Asymmetrische Mobilisierung der Befürworter 

Abbildung 34: Summarisches Regressionsmodell der MEI-Stimmbeteiligung  

 

Quelle: Bundesamt für Statistik. Analyse und Darstellung: sotomo/UZH 

Der Grundhaltungsindex gibt die grundsätzliche Affinität der Gemeinden zu Vorlagen wie 
der MEI wieder. Er basiert auf der Zustimmung zur Minarett- und zur SVP-Familieninitiative 
sowie aus der Ablehnung der EU-Osthilfe. Der Betroffenheitsindex steht für die objektive 
durch Betroffenheit durch die «Masseneinwanderung». Er setzt sich aus den Variablen Zu-
nahme Ausländeranteil, Nettozuwanderung, Bevölkerungswachstum, Nutzflächenwachs-
tum zusammen.  

Das summarische Regressionsmodell zeigt, dass die Stimmbeteiligung in konservativen 
migrations- und öffnungsskeptischen Gemeinden insgesamt über dem Erwartungswert 
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lag. Eine um 11 Prozentpunkte grössere Zustimmungsneigung zur MEI lässt die Stimmbe-
teiligung in der entsprechenden Gemeinde 0,8 Prozentpunkte steigen. Daraus kann ge-
schlossen werden, dass die Stimmbeteiligung der MEI-Befürworter im Vergleich zu den 
MEI-Gegnern um 7 Prozentpunkte über dem Erwartungswert lag. Ohne diese asymmet-
risch vom Durchschnittswert abweichende Mobilisierung wäre der Ja-Stimmenanteil zur 
MEI bei 47 Prozent gelegen. Dies zeigt, dass die Grundhaltung nicht nur, wie in den Kapi-
teln 3 und 4 aufgezeigt, für den Stimmentscheid, sondern auch für die Mobilisierung eine 
Schlüsselrolle besass. Eine konservative, fremdenskeptische Grundhaltung führte bei der 
MEI zu einer überproportional starken Stimmbeteiligung – mit entscheidendem Einfluss 
auf das Abstimmungsergebnis. 

Auch die Betroffenheit durch die quantitativ starke Zuwanderung der letzten Jahre hatte 
einen Einfluss auf die Teilnahme an der MEI-Abstimmung. Eine um eine Standardabwei-
chung grössere Betroffenheit erhöhte die Stimmbeteiligung um 0,3 Prozentpunkte. Da 
jedoch Betroffenheit, wie gezeigt, nur einen marginalen Einfluss auf den Stimmentscheid 
hatte, hatte diese asymmetrische Mobilisierung keinen spürbaren Einfluss auf das Ab-
stimmungsresultat.  

Stimmbeteiligung nach Regionen und Raumtypen 
Die Stimmbeteiligung kann weiter nach Regionen und Raumtypen betrachtet werden. 
Analog zum Vorgehen bei der Interpretation des Stimmverhaltens zur MEI zeigt Abbildung 
35 die Stimmbeteiligung in den traditionellen Regionen der Schweiz. Zusätzlich zur MEI-
Beteiligung sind auch der Durchschnittswert von 2010 bis 2013 sowie die Beteiligung bei 
den Personenfreizügigkeitsabstimmungen 2005 und 2009 dargestellt. Die Beteiligung an 
der MEI war in allen Hauptregionen annähernd dieselbe. Die grössten Abweichungen fin-
den sich in der Romandie und dem Jurabogen. Wie ein Blick auf die jeweilige Durch-
schnittsbeteiligung zeigt, entspricht dies dem üblichen Stimmverhalten. Die Romandie 
weist insgesamt im Vergleich der Sprachregionen eine höhere Beteiligung vor, während 
der Jura eine tiefere Stimmbeteiligung hat. 

Abbildung 35: Stimmbeteiligung nach Regionen 

 

Quelle: Bundesamt für Statistik. Darstellung: sotomo/UZH 

Die Abweichung der MEI-Beteiligung vom Durchschnittswert ist in allen Regionen ähnlich 
gross. Die italienische Schweiz bildet die Ausnahme mit einer Spanne von 14 Prozentpunk-
ten zwischen der durchschnittlichen und der MEI-Stimmbeteiligung. Es ist diese über-
durchschnittliche Differenz, die sich auch im Regressionsmodell in Abbildung 33 nieder-
schlägt. Auffällig hoch war die Stimmbeteiligung in der italienischen Schweiz bereits bei 
der Abstimmung zur Personenfreizügigkeit 2009, nicht jedoch bei der PFZ-Abstimmung 
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2005. Bereits 2009 ist das Stimmverhalten besonders stark von der übrigen Schweiz abge-
wichen und die ablehnende Haltung gegenüber der Personenfreizügigkeit kam im italie-
nischsprachigen Landesteil damals besonders akzentuiert zum Ausdruck. Die hohe Mobili-
sierung in der italienischen Sprachregion ist Ausdruck der spezifischen Skepsis gegenüber 
dem Freizügigkeitsabkommen. 

Auch in den in Abbildung 36 dargestellten Raumtypen zeigen sich relativ konstante Unter-
schiede in der Stimmbeteiligung. Auffällig sind insbesondere die Beteiligungsunterschiede 
nach sozialem Status. Die Stimmbeteiligung ist in reichen Agglomerationsgemeinden im 
Durchschnitt um 10 Prozentpunkte grösser als in Arbeitervororten. Bei der MEI war dieser 
Gegensatz sogar noch etwas stärker akzentuiert. Passend dazu zeitigt das Einkommen im 
Regressionsmodell einen positiven Mobilisierungseffekt.  

Abbildung 36: Stimmbeteiligung nach Raumtypen 

 

Quelle: Bundesamt für Statistik. Darstellung: sotomo/UZH 

Im Vergleich der Raumtypen und im Verhältnis zur durchschnittlichen Stimmbeteiligung 
mobilisierte die MEI im ländlichen Raum am stärksten. Die Beteiligung lag 12 Prozentpunk-
te über dem Schnitt. In den ländlich-agrarischen Gemeinden waren es sogar 13 Prozent-
punkte. Das Gegenstück bilden die grossen Kernstädte. Zwar mobilisierte die MEI auch hier 
mehr als sonst, der Abstand zum Durchschnittswert betrug jedoch nur 9,5 Prozentpunkte. 
Leicht grösser war die Distanz zur Durchschnittsbeteiligung in den mittelgrossen und klei-
nen Kernstädten. Die MEI-Mobilisierung verlief asymmetrisch zwischen Stadt und Land. 
Gemäss Regressionsmodell in Abbildung 33 ist der Siedlungs- bzw. Raumtyp jedoch kein 
erklärender Faktor für die MEI-Stimmbeteiligung. In der asymmetrischen Mobilisierung 
spiegeln sich Werthaltungsunterschiede. Wie gezeigt, nahmen nationalkonservativ orien-
tierte Menschen überproportional an der Abstimmung vom 9. Februar teil und diese leben 
häufiger im ländlichen Raum als in den Grossstädten.  
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